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Winnenden und die FolgenRECHT

Feige Ausflüchte
Die Bilder gleichen denen aus Erfurt — nach dem Massenmord an Schülern und 
Erwachsenen in Winnenden nimmt die Politik alle gesetzestreuen Waffenbesitzer 
in Kollektivhaftung und will Gesetzesverschärfungen, die niemanden schützen.

Andreas Skrobanek

Etwa zwei Millionen legale Waffenbesit-
zer soll es in Deutschland geben, so ge-

nau weiß das niemand. Eine große Grup-
pe, die Bundes- und -landtagswahlen
entscheiden kann. Doch seit dem Amok-
lauf von Winnenden fühlen sich Sport-
schützen, Jäger und sogar viele Waffen-
sammler wohl eher als Mitglied einer
verfolgten Minderheit. Die Geschichte von
Erfurt wiederholt sich: Viel Zeit für Trauer
und Mitgefühl mit den Angehörigen nah-
men sich weder die Medienvertreter, die
in Heerscharen über den gelähmten Ort
herfielen, noch die Politiker, die jede Gele-
genheit nutzten, um Schießsport zu diskre-

ditieren. Von den anfänglichen Mahnun-
gen, dass man sich Zeit nehmen müsse,
um über Ursachen und mögliche Lösun-
gen nachzudenken, blieb nach zwei Wo-
chen wenig übrig.

Alllleess  wwiiee  bbeeiimm  lleettzztteenn  MMaall:: Ernsthafte
Antworten auf die Frage nach dem

Warum blieben bei den Schusswaffen und
bei Killerspielen hängen. “Waffennarren”
und “Waffenfetischisten”, “Mordwerkzeu-
ge” — solche Titulierungen mussten sich
die Waffenbesitzer in den Medien um die
Ohren schlagen lassen. Ansonsten hieß
das Motto: Infotainment! Die Betroffenheit
hielt oft nicht länger als die Sendezeit —
die SPD-Abgeordnete Monika Griefahn be-

klagte in einer Bundestagsrede, dass Jour-
nalisten Jugendlichen in Winnenden Geld
dafür boten, sich vor der Kamera weinend
in den Armen zu liegen. Auch das kannte
man schon aus Erfurt. Das Geld für solch
widerliches Schmierentheater will natür-
lich verdient sein. Die BILD-Zeitung hatte
da ihre ganz eigene Idee — während der
IWA klebte sie in Nürnberg ein A3-Plakat,
auf dem in schwarzen Lettern stand:
“Nürnberg Trotz Amoklauf! Ansturm auf
die Waffenmesse”. Und oben rechts, ein-
gerahmt: “Extra 2 Seiten IMMOBILIEN”. 

Fakten und Wahrheitsfindung wurden
zweitrangig, munter stopfte die Journaille
alle Recherchelöcher mit reinen Phanta-
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Die Linken und die Grünen im
Bundestag wußten schon zwei
Wochen nach dem Schulmas-
saker, wie man Mordtaten 
verhindert: Raus mit den 
Waffen aus Privathaushalten. 
Sicherheitsbedenken: keine.



sien über Tatwaffe, Fluchtauto
und Täter. Den Vogel schoss
die BILD-Zeitung ab, als sie ei-
nen 21jährigen Bremer als Tä-
ter präsentierte, der mit Tim
Kretschmer außer dem Namen
nichts gemeinsam hatte.

Feeiigghheeiitt  vvoorr  ddeerr  WWaahhrrhheeiitt::
Dass bei jedem Amoklauf

die Stunde der Vulgärpsycholo-
gen schlägt, kennt man seit Er-
furt ebenfalls. Im Fall Kretsch-
mer allerdings boten die
meisten “Experten” nur hohle
Erklärungen: Auffällig unauf-
fällig! Er hatte auch Counter-

Strike gespielt! Er war Gast-
schütze im Schützenverein sei-
nes Vaters! Wen wundert es al-
so, dass wieder einmal die böse
Waffe schuld sein musste. Wer
mit so etwas Umgang hat, der
ist schließlich schon ein halber
Amokläufer, oder? Ab hier er-
gibt sich der Rest wie von selbst:
Ohne Schusswaffe keine Amok-
läufe. Wer gegen diese Taten et-
was unternehmen will, der
muss den privaten Waffenbe-
sitz erschweren, die Zahl der
Waffen im Volk reduzieren. So
denken jedenfalls die Innense-
natoren aus Bremen und Ber-
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AAuuff  ddeenn  AAnnttrraagg  ddeerr  LLiinnkkss--
ffrraakkttiioonn  iinn  BBuunnddeessttaagg  sscchhrriieebb
TThhiilloo  KKuucchhlleerr,,  GGeesscchhääffttssffüühh--
rreerr  ddeerr  WWaaiimmeexx  JJaaggdd--  uunndd
SSppoorrttwwaaffffeenn  GGmmbbHH::

Sehr geehrter Herr Abgeord-
neter,

als mündiger Bürger und
Steuerzahler, legaler Waf-
fenbesitzer und Mitarbeiter
in der Jagd- und Sportwaf-
fenbranche möchte ich mich
entschieden gegen den von
Ihnen mitgetragenen Antrag
auf Verbot von Waffen in
Privathaushalten ausspre-
chen. 

Die von Ihnen angestrebte
“Kollektivbestrafung” unse-
res Personenkreises für die
schrecklichen Taten Einzel-
ner, welche i.d.R. auf soziale,
emotionale und psychische
Ursachen zurückzuführen
sind, ist einer wahren Demo-
kratie unwürdig. Ich kann
Ihnen versichern, dass ich
als gesetzestreuer Bürger
und legaler Waffenbesitzer
ebenso schockiert ob der
vergangenen Ereignisse war
bzw. bin wie Sie. Ich verur-
teile jeglichen Missbrauch
mit Schusswaffen sowie die
Nichteinhaltung bestehen-
der Gesetze. Gerade auf dem
Sektor des Privatwaffenbe-
sitzes herrscht garantiert
kein Mangel an geltenden
Rechtsvorschriften. Es ist
mir vollkommen schleier-
haft, wie man der oberfläch-
lichen Annahme verfallen
kann, dass es die Verfügbar-
keit von Schusswaffen wäre,
die einen verzweifelten
Menschen zu derart verhee-
renden Taten treibt. Sagen
Sie mir bitte, weshalb Sie
hunderttausende recht-
schaffender, verantwor-
tungsbewusster Bürger für
die Tat eines Geisteskran-
ken bestrafen möchten?

GANZ GEWISS kommt es
nicht auf die Anzahl der (im

Fall von Winnenden legal
von den Eltern) besessenen
Waffen an, die für derart
furchtbare Taten den Aus-
schlag geben. Ein kranker
Geist und der Zugang zu ei-
ner einzigen Waffe reichen.
Es waren auch nicht die El-
tern als legale Waffenbesit-
zer, die die Tat verübt haben,
sondern der Zögling. In
Deutschland gilt nach wie
vor eines der strengsten
Waffengesetze der Welt.
Wenn Waffen an sich das
Problem sind, wieso gesche-
hen hierzulande oder im
Ausland keine Amokläufe in
Waffengeschäften, auf Waf-
fenbörsen o. -Messen (Gun
Shows), auf Treibjagden,
Schiessständen oder gar Po-
lizeidienststellen (zugege-
ben, ein makabrer Gedanke)
usw.?

Ist Ihnen schon einmal auf-
gefallen, dass sich geistes-
kranke Täter ausnahmslos
Örtlichkeiten aussuch(t)en,
in denen eine mögliche Ge-
genwehr der Betroffenen,
z.B. durch Vorhandensein
von legal geführten Schuss-
waffen, weder wahrschein-
lich noch zu erwarten
war/ist? Es gibt eine Anzahl
von Vorfällen aus den U.S.A.
und anderswo, in welchen
potentielle Amokläufer
durch gesetzestreue Bürger,
die über legale Schusswaf-
fen verfügten, an der Durch-
führung und Ausübung ih-
rer Gewaltakte effektiv
gehindert wurden. Diese Er-
eignisse schaffen es natür-
lich nicht in die internatio-
nalen Nachrichten, da die
vermeintliche “Opferzahl”
(zumindest für die öffentli-
chen Medien) unspektaku-
lär “niedrig”. Ich spreche
hier nicht der Selbstjustiz
das Wort (ganz im Gegen-
teil!), sondern dem grundle-
genden Recht des Einzelnen
auf Unversehrtheit von Leib
und Leben im Falle einer un-
mittelbaren Bedrohung. 

Man darf nicht übersehen,
daß die Ordnungskräfte (Po-
lizei o. ggfs. Sicherheits-

dienst), die bei Alarmierung
zur Hilfe gerufen wurden,
kaum in der Lage sind,
schnell genug zu reagieren,
um den Täter rechtzeitig zu
stellen. Das ist keine Kritik,
sondern eine Tatsache, die
die Vergangenheit eindeutig
gezeigt hat. Da Verbote
nichts bringen und wir nicht
in die Köpfe der Menschen
gucken können, wäre das
mal ein gänzlicher anderer
Ansatz. Die Frage, die sich
bei Ihrem Antrag auf Waf-
fenrechtsverschärfung zu-
dem stellt, ist, was Sie denn
zukünftig fordern, wenn Ih-
rem Antrag auf parlamenta-
rischer Ebene stattgegeben
werden würde, in der nahen
oder fernen Zukunft jedoch
wieder Attentate/Amokläu-
fe geschehen? Was verbie-
ten Sie dann? Fordern Sie
dann ein komplettes Waf-
fenverbot als nochmalige
“Kollektivbestrafung” von
Personen, die für derartige
furchtbare Taten absolut
keine Verantwortung tra-
gen? Fordern Sie wieder ein-
mal ein Verbot von sog.”Kil-
lerspielen”, die man ebenso
wenig als “Auslöser” für
Amokläufe betrachten kann
(es spielen wahrscheinlich
sogar weitaus mehr Leute
diese Spielen, als sie der
Jagd o. dem Schießsport frö-
nen)? 

Als Schiesssportfunktionär
und Sportschütze, der selbst
einer regelmäßigen Wett-
kampfteilnahme nachgeht,
frage ich mich auch, wie sich
Ihr Gesetzesvorhaben in der
Praxis auswirken würde,
möchte ich meine persönli-
chen Schusswaffen u. die da-
zugehörige Munition — wo-
bei es sich hier noch immer
um mein persönliches Pri-
vateigentum handelt — zu ei-
nem Wettkampf mitneh-
men, bei welchem ggfs.
sogar Übernachtungen an-
fallen. Hier zwingen sich un-
weigerlich Erinnerungen an
die alten DDR-Zeiten auf, in
welchen die Vergabe von
Waffen an Zivilpersonen für
sportliche oder jagdliche

Zwecke extrem streng regle-
mentiert wurde und stets
mit einem großen bürokrati-
schen Aufwand verbunden
war. Soweit ich mich erin-
nern kann, leben wir doch
noch immer in einem frei-
heitlichen-demokratischen
Rechtstaat, oder hat sich das
zwischenzeitlich (und ohne
das Wissen der Bürger) ge-
ändert?

Ich möchte nicht wissen, wie
oft ich seitens der Behörden
in regel- und unregelmäßi-
gen Abständen überprüft
worden bin, seitdem ich mei-
nen ersten Antrag auf Ertei-
lung einer Waffenbesitzkar-
te (WBK) gestellt habe?

Wenn gefordert werden
würde, jeden Bundesbürger
ebenso streng und umfas-
send zu überprüfen, wie es
bei uns legalen Waffenbesit-
zer bereits der Fall ist, dann
würden Sie sich gewiss so-
fort gegen diesen Einschnitt
in die persönliche Freiheit
stellen. Bei unserem Perso-
nenkreis, bei dem es sich
überwiegend um eine ex-
trem staatstragende Bevöl-
kerungsschicht handelt,
scheint dies offensichtlich
etwas anderes zu sein ... Das
ist an sich schon traurig ge-
nug.

Mit freundlichen Grüßen
Thilo Kuchler

EEiinn  BBrriieeff  aann  ddiiee
FFrraakkttiioonn  ddeerr  LLiinnkkee

In vielen nicht-repräsentativen
Umfragen (hier von der Sendung
Panorama und der BILD-Zeitung)
machten die Bürger klar, dass
sie gegen Gesetzesverschärfun-
gen sind. Bei einer Infratest-
Dimap-Umfrage sprachen sich
nur rund ein Viertel der Befrag-
ten für ein grundsätzliches Ver-
bot privater Schusswaffen aus. 

lin, die Herren Mäurer und Dr.
Körting — beide SPD.

Diiee  SSttuunnddee  ddeerr  PPooppuulliisstteenn::
Bremens Innensenator

will den “Umgang mit Sport-
waffen” einschränken “und
auf das zur Ausübung be-
stimmter Schießdisziplinen
unbedingt erforderliche Maß”
beschränken. Was das bedeutet,
lässt sich in einem Positionspa-
papier vom 24. März nachlesen:
“Es bietet sich daher an, die
Zahl der Waffen, die in einem
Haushalt vorhanden sein dür-
fen, auch zahlenmäßig zu be-

Es gibt Texte, die sind das
Papier nicht wert, auf
dem sie gedruckt sind.

“Vom lebensgefährlichen Unsinn privater Schusswaffen” hieß es
großspurig auf dem Titel. Doch im Heft fand selbst der beflissene
Waffengegner nur billige Polemik und falsch Recherchiertes. Kost-
proben gefällig? Unter
den Porträts von Mar-
tin Peyerl, Bastian Bos-
se, Robert Steinhäuser
und Tim Kretschmer
findet sich die Bildzeile
“Deutsche Amok-
schützen: Folgen je-
ner Freiheit, die sich
Waffennarren heraus-
nehmen.” Alle, die vor
Schnellschüssen war-
nen, stellt der Beitrag
als Weicheier hin, die
vor der mächtigen
Waffenlobby einknik-
ken. Was der Artikel
verschweigt: “Waffen-
narren”, das sind in
Deutschland jene Bür-
ger, die als Schlosser,
Richter, Verkäufer, Lehrer, Ärzte und ja, auch als Abgeordnete
Teil dieser Gesellschaft sind. “Weniger Waffen, weniger Waffen-
missbrauch. Die Gleichung funktioniert ganz einfach, nicht nur
in England.” Genau das Gegenteil ist richtig, wie Statistiken bele-
gen. Trotzdem feiern die Redakteure die Inselpolitik: “So hart
sind die Regeln, dass selbst die britischen Olympia-Sportschüt-
zen nicht mehr auf der Insel trainieren können. “ Was deutsche
Biathleten wohl von solchen Vorschlägen halten? Egal, es geht
um die Sache. Über den BMI-Beamten a.D., Jürgen Brenneke,
schreiben die Autoren: “Einmal hatte Brenneke eine einfache
Idee: Das Schießen mit Druckluft sollte den Sportschützen er-
laubt sein. Den hehren Zielen des Deutschen Schützenbundes ...
wäre damit Genüge getan, olympische Medaillen wären gesi-
chert. Aber alle anderen Waffen sollten für Sportschützen verbo-
ten werden.“ Wie das wohl deutsche Trapschützen oder jene fin-
den, die mit der Olympischen Schnellfeuerpistole (Kleinkaliber)
schießen? 15 Spiegel-Leute arbeiteten an den zehn Seiten mit.
Mehr als journalistischer Krawall kam nicht heraus.

MMeeiinnuunnggssmmaacchhee  ppuurr  ——
sscchhaaddee  uumm  ddiiee  BBääuummee

Die exzessive und reißerische Berichterstattung vieler Medien
motiviert nach Ansicht vieler Experten Trittbrettfahrer und auch
Nachahmungstäter — mit den Inhalten sah es eher dürftig aus.



grenzen (z.B. Regelfall 5, in be-
sonderen Fällen 7 oder 8). Die-
se Anzahl von Waffen dürfte
genügen, um qualifiziert
sportliche Disziplinen schie-
ßen zu können, weitere Diszi-
plinen können mit vereinsei-
genen Waffen geschossen
werden. Das gleiche soll auch
für Jäger gelten ...” — denen
Mäurer künftig auch eine
Zwei-Schuss-Begrenzung bei
Kurzwaffen vorschreiben will. 

Damit nicht genug: Sport-
schützen sollen nicht mehr
nach zwölf, sondern erst nach
36 Monaten ihre erste eigene
Waffe erwerben dürfen, Muni-
tion soll zentral auf Schießstät-
ten oder in Vereinsheimen ge-
lagert werden, ein zentrales
Waffenregister soll “zeitnah”
eingeführt werden (die EU-
Waffenrichtlinie verlangt dies
erst bis 2014), und der Straf-
rahmen für unzureichende
Aufbewahrung von Schusswaf-
fen soll verschärft werden. 

Auch den Großkaliber-Schieß-
sportlern soll es an den Kragen
gehen: Bremens Innensenator
will — wie andere Politiker
auch — nicht nur das vom Bun-
desverwaltungsamt als Diszi-
plin genehmigte IPSC-Schie-
ßen abschaffen, sondern am
liebsten das Großkaliber-
Schießen insgesamt beseiti-
gen: “Grundsätzlich sollte gel-
ten, das Schusswaffen, die bei
der Polizei oder beim Militär
eingesetzt werden, im Schieß-
sport nichts zu suchen haben.
Auf welche Weise dies gere-
gelt wird (z.B. Kaliberbegren-
zungen, Begrenzung der Kon-
struktion; Beschränkung des
Schießsports auf Luftpistole/
-gewehr und Kleinkaliberwaf-
fen) wäre noch zu erörtern. Je-
denfalls sollte im Ergebnis ei-
ne wirksamere Begrenzung
als bisher im Schießsport für
solche Waffen eingeführt wer-
den. Dies sollte auch unabhän-
gig davon gelten, ob bestimmte
Schießsportordnungen in an-
deren Länder oder internatio-
nal gelten. Die Verbände ha-
ben es letztlich in der Hand,
durch das Schaffen immer
neuer Schießsportordnungen,
die sie selbst gestalten kön-

nen, die Behörden in die De-
fensive zu bringen.“

Andere Vorschläge, die Politi-
ker schon zwei oder drei Wo-
chen nach dem Massaker in
Winnenden vorgelegt haben,
zielen praktisch in ähnliche
Richtungen. Die Bundestags-
Fraktion der Linken verlangt
per Antrag folgendes: 1.) gene-
relles Verbot für die Aufbewah-
rung von Schusswaffen in Pri-
vathaushalten, 2.) Aufbewahr-
ung von Schusswaffen bei den

nes Bedürfnisses für Jäger
nach § 13 WaffG müsse weg,
genauso wie der “unbe-
schränkte Erwerb und Besitz
von Munition für Jäger”. Und
weiter: “Besonders gefährliche
Handfeuerwaffen wie 9 mm
Beretta, mit der in Winnenden
15 Menschen getötet wurden,
dürfen als Sportwaffen nicht
zugelassen werden.” Damit
stehen die Grünen nicht allein.

Vereinen (inklusive ständiger
Bewachung!), 3.) getrennte La-
gerung von Waffen und Muni-
tion, 4.) Einführung eines zen-
tralen Waffenregisters. Nicht
viel anders der Antrag der
Bundestags-Fraktion der Grü-
nen: Waffenregister, keine Auf-
bewahrung von Schusswaffen
in Privathaushalten fordern
auch sie. Und: Die pauschale
gesetzliche Anerkennung ei-
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CDU-Innenpolitiker Wolfgang
Bosbach vertrat gegenüber der
“Neuen Osnabrücker Zeitung”
ebenfalls die Ansicht, dass
Sportschützen keine Neun-
Millimeter-Beretta benötigen.
Und dann Berlins Innensenat-
or Körting: Der SPD-Mann
schweigt sich zwar zur vorzei-
tigen Einführung eines zentra-
len Waffenregisters mehr oder
weniger aus (warum, lässt sich
auf Seite 101 nachlesen), stößt
aber sonst ins gleiche Horn —
vor allem, was die Kontingen-
tierung von Waffen für Sport-
schützen und Jäger betrifft. 

Koolllleekkttiivvhhaaffttuunngg  aallss  SScchhuuttzz
vvoorr  SScchhuullmmaassssaakkeerrnn?? Am

31. März (also nach Redakti-
onsschluss dieser Ausgabe)
wollten die Innenstaatssekre-
täre alle diese Vorschläge dis-

kutieren — die zusammenge-
nommen das Ende des Schieß-
sports bedeuten würden, wie
wir alle ihn kannten. Schon die
Kosten für eine zentrale und
gegebenfalls bewachte Aufbe-
wahrung von Schusswaffen
und Munition in Vereinshei-
men und auf Schießstätten wä-
ren für die meisten Vereine fi-
nanziell gar nicht zu stemmen.
In anderen Worten: Selbst
olympische und Kleinkaliber-
Disziplinen sind mit diesem
Horror-Katalog gefährdet.

Und damit nicht genug, versu-
chen Funktionäre der Schieß-
sportverbände, mit zweifelhaf-
ten Strategien zu retten, was
zu retten ist. DSB-Chef Amba-
cher verleugnete in einer Talk-
Show das Großkaliber-Schie-
ßen, obwohl sein eigener

ber in der Regel für neue Be-
stimmungen knappe Über-
gangsfristen setzt.

Was immer man aber von der
technischen Lösung hält: Wie
viele Sportschützen und Jäger
könnten oder wollten mehrere
tausend Euro in einer kurzen
Übergangsfrist hinblättern,
um ihr Hobby weiter ausüben
zu dürfen? Wie viele Waffenbe-
sitzer würden den Schießsport
oder die Jagd aufgeben? Ge-
fährden solche Kosten nicht
den Breitensport, soll Sport-
schießen und Jagd nur noch
den “Besserverdienenden” wie
Unternehmern und Abgeord-
neten möglich sein? Kann ein
solcher Kuhhandel mit der Po-
litik richtig sein? 

Diese Fragen werden sich alle
Interessenvertreter gefallen
lassen müssen, welche die
zwangsweise Einführung von
Blockiersystemen befürwor-
ten. Denn was hier auffällt: Al-
ternative Vorschläge hört man
nicht. Wie bei der Terrorismus-
bekämpfung gelten plötzlich
“moderne biometrische Lösun-
gen” als Allheilmittel. Warum
genügt nicht ein herkömmli-
ches Abzugsschloss für 15
Euro pro Waffe mit einem Zah-
lencode? Warum werden me-
chanische, ebenfalls von der
PTB zertifizierte Schließsyste-
me, die für die Sicherung von
Erbwaffen schon jetzt zugelas-
sen sind, nicht auch in Be-
tracht gezogen? Warum eigent-
lich diskutieren Interessen-
vertreter und Verbandsobere
der Jagd- und Sportverbände
nicht die räumlich getrennte
sichere Verwahrung von Waffe
und Verschluss?

Bundesverband und einige
Landesverbände solche geneh-
migten Disziplinen anbieten. 

Andere Verbandschefs sehen
scheinbar in der zwangswei-
sen, gesetzlichen Einführung
von biometrischen Blockiersy-
stemen für jede (legale) Waffe
die Rettung. Was nichts ande-
res bedeuten würde als Kosten
von bis zu 199 Euro pro Lauf
(nicht pro Waffe!) — zu bezah-
len nicht vom Verband, son-
dern vom jeweiligen Besitzer,
versteht sich. Der Grund ist
einfach: Der einzige Anbieter
solcher “mechatronischen”
Waffen-Blockiersysteme ist die
Firma Armatix. Sie würde
wohl eine Monopolstellung er-
halten, da sie ihre Produkte
mit mehreren Patenten ge-
schützt hat und der Gesetzge-
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Die Firma Armatix wirbt seit längerem damit,
dass ihr Blockiersystem Amokläufe wie in Er-
furt oder Winnenden verhindern könne. Es
klingt bestechend einfach: Eine blockierte
Schusswaffe kann in den Händen eines unbe-
rechtigten Dritten keinen Schaden anrichten.
Innenpolitiker wie Wolfgang Bosbach (CDU)
setzten sich nach dem Amoklauf von Winnen-
den dafür ein, diese Systeme per Waffengesetz

vorzuschreiben. Fragt sich nur, ob das wirklich
einen Gewinn für die öffentliche Sicherheit dar-
stellt. Jedes Blockiersystem lässt sich schließ-
lich mit einem bestimmten Aufwand knacken —
und Amokläufer handeln nicht im Affekt, son-
dern planen ihre Tat in der Regel sorgfältig und
nehmen sich für die Vorbereitung Zeit. Völlig
nutzlos wäre ein Blockiersystem wohl im Fall
Winnenden gewesen: Wer die Waffe nicht ord-
nungsgemäß im Tresor verwahrt, bei dem kann
man auch nicht erwarten, dass er seine Pistole
mit einer Blockierung sperrt, wie verlangt.

MMeecchhaattrroonniisscchhee  BBlloocckkiieerr--
ssyysstteemmee  ——  eeiinnee  gguuttee  IIddeeee??

Armatix bot den deutschen Schauspieler Ralf Möller (“Gladiator”) auf. Der B-Promi erntete 
im Jahr 2007 heftige Kritik, weil er in der Verfilmung des Ego-Shooters “Postal” mitwirkte.

Wolfgang Bosbach (CDU)
fordert Blockiersysteme.

Kurt Beck, Ministerpräsident 
in Rheinland-Pfalz, geißelte die
Schnellschüsse als “populistisch
und vordergründig”. Sie ent-
springen “der Hilflosigkeit und
dem Drang, wahrgenommen zu
werden”, sagte der SPD-Politiker
dem Hamburger Abendblatt.

Dr. August Hanning, Staatsekretär im Bundesinnenministerium 
besuchte trotz der Ereignisse in Winnenden die Nürnberger IWA —
und erklärte, daß die Messe keine Waffenverherrlichung sei.

In Zukunft nur noch Olympisches? So mancher Sportschütze
fürchtete nach öffentlichen Äußerungen Josef Ambachers, dass
der DSB-Chef die Großkaliber-Disziplinen komplett aufgeben will.

Den Vorstoß des Berliner Innensenators Dr. Ehrhart Körting,
Jägern den Besitz von Kurzwaffen zu verbieten, bezeichnete 
der DJV-Präsident Jochen Borchert (o.l.) glasklar als “Unsinn”.



Denn selbst wenn Täter wie
Tim Kretschmer den Waffen-
schrank ihres Vaters zu Hause
knacken, weil dieser sich an
die Aufbewahrungsvorschrif-
ten hält: Eine Schusswaffe oh-
ne Verschluss ist harmloser als
eine Küchengabel. Ersatz zu
beschaffen, um die Waffe wie-
der funktionsfähig zu machen,
dürfte jedem potentiellen
Amokläufer weitaus schwerer
fallen, als ein Schließsystem zu
überwinden. Denn Verschlüs-
se sind schon jetzt erlaubnis-
pflichtige, wesentliche Waffen-
teile laut Waffengesetz.

Doch solche Alternativen dis-
kutierten die Beteiligten jeden-
falls bis Ende März nicht. Die
Sache hat ein “Gschmäckle”,
aus anderen Bereichen weiß
man längst, wie der Hase läuft:
Es geht um permanente Über-
wachung, siehe RFID-Chips in
Reisepässen und Personalaus-
weisen oder gesetzliche Er-
mächtigungen zu Online-
Durchsuchungen. Ganz abge-
sehen davon, dass hier jeweils
ein Hersteller auf Kosten der
Bürger eine Lizenz zum Geld-
drucken erhält, stellt sich je-
dem halbwegs hellen Geist
doch folgende Frage: Sollen es
deshalb unbedingt biometri-
sche Lösungen sein, damit
künftig auch noch erfasst wird,
wer wann mit welcher Waffe
auf dem Schießstand war? Gibt
es demnächst auch noch die
elektronische Waffenbesitz-
karte, welche die Betroffenen
ebenfalls aus eigener Tasche
bezahlen sollen? — Abwegig?

Mitnichten. Die Fraktion der
Linken im Bundestag forderte
in ihrem Antrag schon einmal
die Einführung “fälschungssi-
cherer “ WBKs. Fragt sich, wer
da in Berlin schon welche Klin-
ken geputzt hat. Schließlich
hat man gelegentlich gehört,
dass aus Ordnungsämtern ent-
wendete Waffenbesitzkarten
illegal ausgefüllt wurden. Von
gut gefälschten, sprich: nach-
gedruckten WBK-Dokumenten
hörte man aber noch nichts.

An der Stelle soll es genug sein
mit den Auszügen aus den Hor-
rorkatalogen und Szenarien,

die das Ende des Schießsports
als Breitensport beschreiben.
Tatsache ist: Sie sind keine
Phantasien von Berufspessi-
misten, sondern stehen kurz
davor, Realität zu werden. Und
auch, wenn die Verbandsfunk-
tionäre zuerst an ihre eigenen
Mitglieder denken: Betroffen
sind alle, egal ob Jäger oder
Sportschütze oder Sammler.
Der Glaube, es wird schon nur
die anderen treffen, hat am En-
de noch immer getrogen.

Aber eben nur kurz davor. Es
liegt nun an Ihnen, liebe Leser,
ob Sie — wie es der deutsche
Obrigkeitsstaat gerne sieht —
abwarten, was da kommt. Oder
ob Sie selbst die Initiative er-
greifen, an Ihre Abgeordneten
schreiben oder das harte per-
sönliche Gespräch mit den Ab-
geordneten suchen. Die VISIER-
Redaktion wird das natürlich
auch tun und Sie mit Argumen-
tationshilfen unterstützen.
Sachargumente in Hinterzim-
mer-Gesprächen mit dem
Staatssekretär im BMI, dem
Minister oder Mitgliedern des
Innenausschusses im Bundes-
tag allein werden nicht genü-
gen. Was aber Wirkung zeigen
kann, sind bis zu zwei Millio-
nen Wählerstimmen, denn die
Bundestagswahl steht vor der
Tür. Das wird nichts nützen?
Wer weiß. Vielleicht sehen Sie
bei Ihrem nächsten Arztbe-
such im Wartezimmer ein Pla-
kat, auf dem steht: “Wählen
Sie, was Sie wollen, aber nicht
SPD.” — So verschaffen sich in
diesem Land andere Bürger Ge-
hör, über die Politiker (in dem
Fall Gesundheitsministerin Ul-
la Schmidt) hinwegregieren.

Vielleicht erinnern Sie sich,
liebe Leser, noch an die VISIER-
Aktion “Ich bin die Waffenlob-
by!” Den Begriff “Lobby” fan-
den und finden viele Waffen-
besitzer unglücklich, weil er in
Deutschland negativ besetzt
ist. Doch an der Sache ändert
das nichts: In einer Demokra-
tie ist es das Recht jeden Bür-
gers, sich mit anderen zusam-
menzuschließen, seine Inter-
essen einzeln oder in Gemein-
schaft zu vertreten. Schon des-
halb gibt es keinen Grund, sich

wegzuducken und sich mit Tim
Kretschmer auf eine Stufe stel-
len zu lassen.

Myytthheenn  uunndd  LLüüggeenn:: Tim
Kretschmer war genauso-

wenig Sportschütze wie Amok-
läufer. Tim Kretschmer war ein
feiger Mörder, der wehr- und
arglosen Kindern in den Hin-
terkopf geschossen hat. Wer
Politikern nicht widerspricht,
die nun so tun, als ob allein die
Verfügungsgewalt über eine
Schusswaffe die Hauptursache
sei für Schulmassaker — der
lässt sich sich mit solchen Mör-
dern auf eine Stufe stellen.

Computerspiele und Sport-
schießen machen aus einem
ungefestigtem 17jährigen ei-
nen Massenmörder? Nichts ist
dümmlicher als diese Behaup-
tung! Millionen spielen Coun-
ter-Strike oder gehen zum Sport-
schießen. Wäre es so einfach,
hätten wir täglich in einer deut-
schen Schule so ein Verbrechen.
Es ist aber eine billige, wohlfeile
Erklärung, damit diese Gesell-
schaft sich nicht selbst ins Ge-
sicht sehen muss. Die feigen
Ausflüchte gehen inzwischen
so weit, dass man mit solchen
Pseudo-Erklärungen sogar dem
Täter seine Verantwortung ab-
sprechen darf. Stattdessen
macht man Bevökerungsgrup-
pen, die legalen Tätigkeiten
nachgehen, als öffentliches Si-
cherheitsrisiko aus, denen das
Handwerk zu legen sei.

Hier geht es also längst nicht
mehr nur darum, mit welchen
Waffen Sportschützen und Jä-
ger Umgang haben sollen und
mit welchen nicht oder wie
Waffen vor unberechtigtem Zu-
griff Dritter besser geschützt
werden können. Es geht dar-
um, dass die Legalwaffen-Be-
sitzer ihren eigenen Beitrag
zur Verhinderung künftiger
Schulmassaker leisten. Denn
als Bürger, Familienväter und 
-mütter, als Mitmenschen ha-
ben uns die Geschehnisse in
Winnenden genauso getroffen
wie alle anderen auch. Als
Sportschützen und Jäger dür-
fen wir aber dafür keine Ver-
antwortung übernehmen und
müssen es auch nicht. Wir kön-
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Winnenden und die Folgen

Nicht viel hielt Berlins Innen-
senator Körting noch vor einem
guten Jahr von einem zentralen
Waffenregister — siehe rechts.

nen und sollten aber mitreden:
Jeder Waffengesetz-Verschär-
fung, die zum Verhindern von
Amokläufen nichts beiträgt,
streut der Gesellschaft Sand in
die Augen und führt nur dazu,
dass sich die Politik um
brauchbare Lösungen wieder
herumdrückt. Schulen sollen
keine Festungen werden, hieß
es parteiübergreifend. Es soll
also alles so bleiben, wie es ist;
ein Bewaffneter im Kampfan-
zug kann ungesehen auch in
Zukunft in jede Schule spazie-
ren und das Feuer eröffnen?
Nehmen wir also auch in Kauf,
dass Schulen demnächst leich-
tes Ziel von Terroristen sind? 

Es ist Unkenntnis oder verlo-
gen, wenn Politiker nun die
Abschaffung des Großkaliber-
Sports fordern, um Schulmas-
saker zu verhindern. Zur Erin-
nerung: Der 18jährige Pecca-
Eric Auvinnen ermordete am
Jokela-Gymnasium im finni-
schen Tuusula acht Menschen
— mit einer Kleinkaliberpisto-
le. Es liegt an uns, Scheinlö-
sungen zu verhindern. Das
müssen wir auch, wenn wir
unsere Kinder und Mitmen-
schen schützen wollen. Tat-
mittel zu verbieten, hilft gar
nichts. Täter zu verhindern —
das ist unser aller Aufgabe. Æ


